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Bericht
aus dem Landtag FRAKTION

im Niedersächsischen Landtag

Parlamentarischer Geschäftsführer

Sehr geehrte Damen und Herren,

die öffentliche Gesamtverschuldung beträgt
Ende 2009 etwa 1,7 Bio. Euro. Deshalb soll
eine Schuldenbremse im Grundgesetz veran-
kert werden. Es heißt, grundgesetzliche Re-
gelungen zur Schuldenbegrenzung schränk-
ten die Haushaltsautonomie der Länder und
deren Eigenstaatlichkeit ein. Der Föderalis-
mus sei bedroht. Die Einführung einer
Schuldenbremse ist aber richtige Weg ist. Sie
hat eine schuldendämpfende Wirkung und ge-
währleistet eine nachhaltige Finanzpolitik.
Das Gegenteil hiervon hat die SPD in ihrer
Regierungszeit betrieben: von 1999 bis 2002
hat sie die Nettoneuverschuldung um 1,355
Mrd. Euro auf 2,95 Mrd. Euro erhöht und all-
eine für die Jahre 2002 und 2003 insgesamt
5,8 Mrd. Euro neue Schulden hinterlassen. Die
SPD versteht nur etwas vom Geld ausgeben,
dass sie nicht hat. Eine Schuldenbremse wird
dies in Zukunft verhindern, daher fürchtet die
SPD eine Schuldenbremse.

Die bisherigen Regelungen, um Schulden zu
begrenzen waren leider wirkungslos. Die Fest-
stellung einer Störung des gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts war in vie-
len Jahren ein Weg zur Schuldenaufnahme
zum vermeintlichen Ausgleich des Haushalts
durch die sog. Nettoneuverschuldung. Dieser
Weg wird künftig schwerer. Wir begrüßen eine
Schuldenbremse im Grundgesetz. Das Land
kann ab 2020 nur noch das Geld ausgeben,
das es einnimmt. Das Recht der Landtage der
Haushaltsaufstellung ist unberührt.

Eine im Grundgesetz verankerte Schulden-
bremse für Bund und Länder sichert den nach-
folgenden Generationen Handlungsspiel-
räume. Damit auch in Zukunft Investitionen
in  Kinderbetreuung, Infrastruktur, Bildung,
Sicherheit und Arbeitsplätze möglich sind.

Eine unterhaltsame und interessante
Lektüre wünscht Ihnen

Nach Ansicht des stellvertreten-
den CDU-Fraktionsvorsitzenden
Karl-Heinz Klare schließt die No-
velle des Schulgesetzes nahtlos an
bereits ergriffene Maßnahmen zur
Verbesserung der Bildungs-
landschaft in Niedersachsen an.

Kernpunkte der nun eingebrach-
ten Änderungen sind eine
Schwerpunktsetzung bei der be-
ruflichen Orientierung an den
Hauptschulen, ein breiteres Profil
der Realschulen, die erweiterte
Zusammenarbeit von Haupt- und
Realschulen, die Einführung des

Karl-Heinz Klare: „Neues Schulgesetz
stärkt das gegliederte, diff erenzierte und
begabungsgerechte Schulsystem in
Niedersachsen“

Abiturs nach
12 Jahren an
den Gesamt-
schulen und
die Umwandlung der Vollen
Halbtagsgrundschulen in Ver-
lässliche Grundschulen.

Karl-Heinz Klare erklärte: „Das
neue Schulgesetz stärkt das ge-
gliederte, differenzierte und be-
gabungsgerechte Schulsystem
in Niedersachsen. Die stärkere
Profilierung der Haupt- und Re-
alschulen dient dem Ziel, jedem
Schüler zu einem Abschluss mit
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Mit dem neuen Schulgesetz werden Niedersachsens Schulen zukunftsfähig
aufgestellt, z. B. mit dem Berufsvorbereitungskonzept „Neustädter Modell“,
einer Zusammenarbeit von Haupt- bzw. Realschulen mit einer berufsbildenden
Schule. Die KGS Neustadt hat mit diesem Konzept den ersten Platz im Wett-
bewerb „Starke Schule. Deutschlands beste Schulen, die zur Ausbildungsreife
führen.“ belegt und wurde dafür am 5. Mai 2009 von Bundespräsident Horst
Köhler ausgezeichnet. Beim Wettbewerb „Zeigt her Eure Schule“ sind zudem die
Grund- und Hauptschule am Gutspark in Salzgitter (1. Platz) und die Albert-
Schweitzer-Grundschule Hannover (4. Platz) erfolgreich gewesen.

Lesen Sie weit er auf der Seit e 2
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einem Anschluss zu verhelfen:
zu einer Berufsausbildung, zu ei-
nem Besuch einer Fachober-
schule, einem Fachgymnasium
oder Gymnasium. Unser Schul-
system gewährleistet nach wie
vor die Durchlässigkeit.“

Den Gesamtschulen traut der
CDU-Fraktionsvize zu, das Abi-
tur nach 12  Jahren anbieten zu
können: „Es gilt der Grundsatz:
Alle allgemein bildenden Schu-
len, die den gleichen Abschluss
vermitteln, müssen dies in der
gleichen Zeit tun.

Bei der Einführung des Abiturs
nach 12 Jahren an den Gymnasi-
en hatte die SPD noch vehement
gefordert, die Gesamtschulen
nicht zu benachteiligen und
auch hier die Schulzeit zu ver-
kürzen. Das machen wir nun.
Dabei berücksichtigen wir
selbstverständlich das
integrative Konzept der Ge-
samtschulen.“

Den Zeitplan der Gesetzes-
beratungen nannte Karl-Heinz
Klare  „ehrgeizig, aber machbar“:
„Der Gesetzestext ist kurz und
überschaubar, so dass dieser in
der vorgegebenen Zeit dennoch
intensiv beraten werden kann
und selbstverständlich mit einer
umfassenden Anhörung aller
Verbände.“

Die abschließende Beratung des
Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Schul-
gesetzes (Drs. 16/1206) soll im
Juni-Plenum (vom 16. bis 18. Juni
2009) stattfinden.

Fortsetzung von Seit e 1

Zur gemeinsamen Sitzung der
Niedersächsischen Landesregierung
und des Bremer Senats erklärt der
Vorsitzende der CDU-Landtags-
fraktion David McAllister:

• Nach längeren Verhandlungen ist
der Staatsvertrag über die Änderung
der gemeinsamen Landesgrenze im
Bereich der Luneplate unterzeichnet
worden. Damit ist es gelungen, ein
für Niedersachsen und Bremen gutes
Ergebnis zu erzielen. Grund für die
Änderung der Landesgrenze sind der
weitere Ausbau des Containertermi-
nals „Wilhelm Kaisen“ in Bremer-
haven und der damit verbundene
Bedarf Bremens an Kompen-
sationsflächen für Ausgleichs- und
Ersatzmaßnahmen. Die Länder ha-
ben sich über die Abtretung von rund
1.400 Hektar Gesamtfläche auf der
„Luneplate“ aus dem Bereich der
Gemeinde Loxstedt in Nieder-
sachsen an Bremen geeinigt.

• Ein weiterer wichtiger Tagesord-
nungspunkt war der JadeWeserPort
in Wilhelmshaven. Das länderüber-
greifende Projekt ist seit der letzten
gemeinsamen Kabinettssitzung im
Juli 2006 weit vorangeschritten. Der
JadeWeserPort ist bereits jetzt ein
wichtiger Impulsgeber für Arbeits-
plätze und Investitionen. Das größte
Infrastrukturprojekt Norddeut-
schlands der letzten 50 Jahre liegt
weiterhin voll im Plan. Nach derzei-
tigem Stand steht einer Inbetrieb-
nahme der ersten 1000 Meter Kaje
bis Ende 2011 und der Gesamt-
fertigstellung bis 2012 nichts im
Wege. Wir brauchen die Hafen-
kapazitäten, um für die Zukunft ge-
rüstet zu sein. Hierfür bleibt der
JadeWeserPort ein Schlüsselprojekt.

• Bremen und Niedersachsen arbei-
ten darüber hinaus auch eng zusam-
men bei der Optimierung der Ver-
kehrswege. Beide Länder wollen ge-

Gemeinsame Kabinettssitzung von Bremen und Nieder-
sachsen fasst wichtige Beschlüsse für den Nordwesten

meinsam die A 281 als Bremer Ring-
autobahn zügig zu Ende bauen. Eine
leistungsfähige Anbindung an die A
1 bei Brinkum, die unter dem Bre-
mer Flughafen hindurch anwohner-
verträglich verläuft, ist dabei von
herausragender Bedeutung.

•Schließlich haben beide Länder ei-
nen Staatsvertrag zur grenzüber-
schreitenden Landesplanung ver-
einbart. Dieser Vertrag stärkt das
gesamte Bremer Umland. Er ist ein
erster Schritt zu einer gemeinsa-
men Raumordnung und Landesent-
wicklung. Beide Länder erklären in
dem Vertrag ihre Bereitschaft, mit
den Kommunen der Region eine
Vereinbarung über die Raumord-
nung zu schließen. Durch Steuerung
des großflächigen Einzelhandels
sollen damit die Innenstädte und
Ortskerne gestärkt werden. Städte,
Gemeinden und die Landkreise er-
halten die Möglichkeit, trotz der
Landesgrenze zu Regelungen unter-
einander zu kommen, die in ver-
gleichbaren Räumen ohne Landes-
grenze wesentlich einfacher zu er-
zielen sind.“

Auf dem Bild v.l.n.r.: Bremens
Bürgermeister Jens Böhrnsen,
Niedersachsens Ministerpräsident
Christian Wulff, Bremens Wir tschafts-
senator Ralf Nagel, Niedersachsens
Wir tschaftsminister Philipp Rösler und
der Projektleiter der JadeWeserPort-
Realisierungsgesellschaft, Axel Kluth ,
erkundigen sich vor Ort über den
Baufortschritt des gemeinsamen
Projektes JadeWeserPort
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Landespolitik in Kürze
• Der Landtag hat dem Vorschlag der
Landesregierung zugestimmt, den
Tarifabschluss im öffentlichen
Dienst auch auf die Landesbeamten
zu übertragen. Die Bezüge aller Be-
amten werden rückwirkend zum 1.
März 2009 um einen Sockelbetrag in
Höhe von 20 Euro aufgestockt. Das
gesteigerte Grundgehalt wird eben-
falls rückwirkend zum 1. März 2009
um 3 Prozent erhöht. Die Bezüge
werden sodann zum 1. März 2010
um zusätzliche 1,2 Prozent angeho-
ben. Beide Besoldungser-höhungen
werden ebenso auf die Pensionäre
und alle weiteren Versorgungs-
empfänger übertragen.

• Der Niedersächsische Landtag hat
mit den Stimmen von CDU und FDP
den 12. Rundfunkänderungsstaats-
vertrag beschlossen, der den öffent-
lich-rechtlichen Sendern Vorgaben
zu deren Internet-Angeboten macht.
Durch eine Änderung des Landes-
mediengesetzes können zudem
Telemedienanbieter wie RegioTV,
BorkumTV und der Friesische Rund-
funk über den 1. Juni hinaus weiter
senden. Danach müssen ARD und
ZDF unter anderem einen Drei-Stu-
fen-Test für neue Online-Angebote
umsetzen, mit dem die gesellschaft-
liche Relevanz, die Folgen für den
Wettbewerb und die Kosten geprüft
werden sollen.

Der Niedersächs-
ische Landtag hat
mit den Stimmen
von CDU, FDP
und SPD eine Än-
derung des
N i e d e r s ä c h s -
ischen Gesetzes
zur Durchführung

des Baugesetzbuches beschlossen.
Mit dem Gesetz wird die Sieben-
Jahresfrist zur Umnutzung land-
wirtschaftlicher Gebäude aufge-
hoben. „Das stärkt die Wirtschafts-
kraft im ländlichen Raum“, sagten
die stellvertretenden CDU-
Fraktionsvorsitzenden Heide-
marie Mundlos und Karl-Heinrich
Langspecht.

Die bisherige Gesetzlage sah eine
Nutzungsänderung von ehemals
land- oder forstwirtschaftlichen
Gebäuden im Außenbereich nur
als zulässig an, wenn die neue Nut-
zung nicht länger als sieben Jahre
zurücklag. Die Bundesregierung
hatte Ende 2008 den Weg frei ge-
macht, die landesrechtliche Sie-
ben-Jahresfrist gänzlich aufzuhe-
ben. Diese Möglichkeit haben die
Koalitionsfraktionen mit dem jetzt

Landtag hebt Frist zur Umnutzung von landwir tschaftlichen
Gebäuden im Außenbereich auf

 Foto: Picture-alliance

verabschiedeten Gesetzentwurf
genutzt.

Die beiden
CDU-Politiker
sehen in der
Aufhebung der
Frist eine deut-
liche Erleichte-
rung für die
Landwirtschaft.
Gab es in der Vergangenheit
häufig bei einem Generations-
wechsel auf den Betrieben eine
Ungewissheit, ob überhaupt
oder in welche Richtung inves-
tiert werden soll, so entfällt jetzt
diese Unsicherheit.

Die Betroffenen könnten künftig
ohne Zeitdruck Erhaltungs-
maßnahmen und entsprechende
Investitionen vornehmen. Die
nun beschlossene Änderung hel-
fe dabei, zahlreiche Gebäude im
Außenbereich wieder einer sinn-
vollen und wirtschaftlichen Nut-
zung zuzuführen. Außerdem
werde ein wichtiger Beitrag zu
einem verringerten Flächen-
verbrauch geleistet.

**** E ilmeldung ****
Kultusministerin Elisabeth Heis-
ter-Neumann hat erste Zahlen
präsentiert, inwieweit die Be-
schlüsse der Landesregierung zur
Sicherung der Unterrichtsver-
sorgung bereits erfolgreich umge-
setzt werden konnten. Bis jetzt
konnten 1645 Stellen u. a. durch
freiwillige Mehrarbeit, zusätzliche
Lehrerstellen oder der Weiter-
beschäftigung von zur Pensionie-
rung anstehender Lehrer erwirt-
schaftet werden. Elisabeth Heis-
ter-Neumann ist sehr zuversicht-
lich, die geplanten 2050 Stellen zu
erreichen.

Die Umnutzung landwirtschaftlicher Gebäude im Außenbereich ist  an
keine Frist mehr gebunden.
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«Gerade die Grünen und die Linken
sprechen ja häufig davon, dass die
Hauptschule mit einer Besuchs-
quote von 14 Prozent eine Rest-
schule sei. Die Grünen hatten bei der
letzten Landtagswahl um die acht
Prozent. Trotzdem würde ich nie auf
Idee kommen, die Grünen als dop-
pelten Rest, jämmerlichen Rest, er-
bärmlichen Rest oder überhaupt
Rest zu bezeichnen.»

CDU-Fraktionsvorsitzender David
McAllister  auf einer Pressekonfe-
renz zur Schulpolitik am 11. Mai
2009 in Hannover.

Zit at des Monats:

Die CDU-Landtagsfraktion hat sich
auf ihrer Klausurtagung auf der
Nordseeinsel Norderney umfassend
mit dem Thema Jugendgewalt be-
schäftigt.

Als Referenten hatte die CDU-Frak-
tion dazu den Leiter des Kriminolo-
gischen Forschungsinstituts Nieder-
sachsen, Prof. Christian Pfeiffer, ein-
geladen, der Ursachen und mögliche
Maßnahmen zur Bekämpfung von
Jugendgewalt eingehend untersucht
hat.

Dazu erklärte der CDU-Fraktions-
vorsitzende David McAllister: „Mit
Professor Pfeiffer sind wir uns einig,
dass die Medien einen großen Ein-
fluss auf die Jugendlichen und ihr
Verhalten haben. Der unbe-
aufsichtigte Medienkonsum be-
sonders junger Menschen muss da-
her eingedämmt werden. Fernseher
und Spielekonsolen in Kinderzim-
mern sind ein Problem. Die Prüf- und
Beurteilungskriterien der Unter-
haltungssoftware Selbstkontrolle
müssen verschärft werden.

Die Medienkompetenz bei Kindern,
Jugendlichen und ganz besonders
bei Eltern und Lehrern ist zu verbes-
sern.“  Die CDU-Fraktion hat Kultus-
ministerin Elisabeth Heister-Neu-
mann gebeten, zum Schuljahres-
beginn 2010 an einer Schule in
Niedersachsen ein Fitness-Pro-
gramm im Rahmen eines Modell-
projekts zu starten. Jeder Schüler
einer noch auszuwählenden Schule
soll neben dem herkömmlichen
Sport-Unterricht 40 Minuten Fit-
ness-Training zusätzlich am Tag be-
kommen.

Ein solches Projekt mit 19.000 Schü-
lern in den USA habe das Selbstver-
trauen und die Gesundheit der Schü-
ler gestärkt. Zudem sei die Gewalt
an den Schulen zurückgegangen.

CDU-Landtagsfraktion diskutier t mit Professor Christian
Pfeiff er eingehend die Problematik von Jugendgewalt

„Der Versuch hat gezeigt, dass mehr
Sport und Fitness in der Schule zu
weniger Medienkonsum und zu ei-
ner erhöhten Konzentration und da-
mit zu besseren schulischen Leistun-
gen führen. Das wollen wir auch in
Niedersachsen testen“, sagte der
stellvertretende Fraktionsvorsitz-
ende Karl-Heinz Klare.

Professor Pfeiffer bestätigte
darüber hinaus, dass die CDU-ge-
führte Landesregierung mit dem vor
wenigen Wochen beschlossenen
Maßnahmepaket, um Killerspiele
einzudämmen, auf dem richtigen
Weg sei. Insbesonde-re hat der Kri-
mi-nologe den Einsatz von Test-
käufern für Killerspiele und Alkohol
begrüßt. Diese Testkäufe sollten in-
tensiviert werden.

David McAllister sagte: „Der Vortrag
von Professor Pfeiffer hat uns ge-
zeigt, dass es weiterhin einen gro-
ßen Handlungsbedarf gibt. Die
CDU-Fraktion wird sich daher in der
laufenden Wahlperiode der gesam-
ten Problematik weiter annehmen.“

In einem dreistündigen Vortrag hat
Prof. Pfeiffer den Mitgliedern der
CDU-Fraktion wissenschaftliche
Erkenntnisse über  Lebenswelt von
Jugendlichen erläutert.

Landespolitik in Kürze

•Die Fraktionen von CDU, SPD,
FDP und Bündnis90/ Die Grünen
haben sich auf einen gemeinsa-
men Vorschlag für einen neuen
Artikel 4a in der Niedersächs-
ischen Verfassung geeinigt, der
die Rechte von Kindern und Ju-
gendlichen schützen soll. Die
Sozialpolitikerin Heidemarie
Mundlos  begrüßte den Kompro-
miss:

„ Mit der Aufnahme von Kinder-
rechten in die Niedersächsische
Verfassung wollen wir ein Signal
aussenden, dass Kinder und Ju-
gendliche unter einem besonde-
ren Schutz stehen. Das Wohler-
gehen unserer Kinder sehen wir
als eine Kernaufgabe des Landes.
Mit der Aufnahme des Schutzes
von Kindern und Jugendlichen in
die Landesverfassung unter-
streicht das Land über die bereits
ergriffenen Maßnahmen hinaus
seine Verpflichtung, sein Han-
deln an diesem Grundsatz auszu-
richten. Zudem sehen wir das
neue Verfassungsrecht als einen
Appell an alle Menschen und Or-
ganisationen, die für die Erzie-
hung von Kindern und Jugendli-
chen Verantwortung tragen, für
diese Rechte einzutreten.“
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Die CDU-Landtagsfraktion hat mit
großer Mehrheit Dr. Karl-Ludwig
von Danwitz zum neuen schul-
politischen Sprecher gewählt. Dr.
Karl-Ludwig von Danwitz dankte für
das ihm entgegengebrachte Ver-
trauen und erklärte: „Die Aufgabe
des schulpolitischen Sprechers ist
eine besondere Herausforderung,
die ich gerne und engagiert wahr-
nehmen werde. Bildungsfragen sind
ganz zentrale Themen unserer Poli-
tik. Was wir gemeinsam als Fraktion
beraten und beschließen, werden
wir auch gemeinsam umsetzen.
Dabei ist mir ein vertrauensvoller
Dialog mit den betroffenen Verbän-
den und Gremien besonders wich-
tig. Die Erfahrungen als Mitglied des
Kultusausschusses, dem ich seit
sechs Jahren angehöre, sind eine
gute Grundlage, um mich für die
Schulpolitik der CDU-Fraktion an
verantwortlicher Stelle einsetzen zu
können.“

Dr. Karl-Ludwig von Danwitz ist 50
Jahre alt und hat drei Kinder. Er ist
direkt gewählter Abgeordneter des
Wahlkreises Soltau. Nach dem
Grundwehrdienst und dem Studium
der Agrarwissenschaften sowie der
Promotion war er zunächst Wissen-
schaftlicher Mitarbeiter bei der
Bundesforschungsanstalt, anschlie-
ßend Unternehmensberater in
Schleswig-Holstein. Seit 1986 ist er
selbständiger Landwirt in Schnever-
dingen. Dr. von Danwitz gehört dem
Landtag seit der 15. Wahlperiode (4.
März 2003) an.

Dr. Karl-Ludwig von Danwitz
ist neuer schulpolitis cher
Sprecher der CDU-Landtags-
fr aktion Mit den Stimmen

der Fraktionen von
CDU und FDP hat
der Niedersächs-
ische Landtag eine
Novelle zum Kom-
m u n a l v e r f a s s -
ungsrecht be-

schlossen. Mit der Gesetzes-
änderung wird eine Regelung zum
Sponsoring von Kommunen einge-
führt, die für mehr Transparenz und
mehr Rechtssicherheit im Umgang
mit Zuwendungen sorgt. So ent-
scheidet zukünftig der Rat einer
Gemeinde grundsätzlich in öffentli-
cher Sitzung über die Annahme und
Einwerbung von Zuwendungen.
Über die angenommenen Spenden
hat die Gemeinde der Kommunal-
aufsicht jährlich zu berichten.
Darüber hinaus erleichtert die Ge-
setzesnovelle freiwillige Fusionen
von Samtgemeinden und die Mög-
lichkeiten zur interkommunalen Zu-
sammenarbeit werden erweitert.

Der CDU-Kommunalexperte Bernd-
Carsten Hiebing sagte zu dieser
Novelle: „Mit den Änderungen
schaffen wir die Voraussetzung für
zukunftsfähige Strukturen in den
niedersächsischen Kommunen.
Zugleich stärken wir die kommuna-
le Selbstverwaltung. Mit der Spon-
soring-Regelung greifen wir ein
wichtiges Anliegen der kommunalen
Spitzenverbände auf, um ein
Höchstmaß an Transparenz zu ge-
währleisten.“

Gisela Konrath: „Den
Justizvollzug weiterhin
wir tschaftlich, modern
und sicher gestalten!“

Mit einem be-
schlossenen An-
trag zum Justiz-
vollzug unter-
stützen CDU und
FDP die von der
Landesregierung
initiierte Neu-

ordnung des Justizvollzugs bis
2012. Der Leitgedanke ist dabei,
einen wirtschaftlichen, moder-
nen und sicheren Vollzug zu
schaffen.

Die Koalitionsfraktionen for-
dern, jede Justizvollzugsanstalt
in Niedersachsen zukünftig mit
Haftplätzen für Untersuchungs-
haft, für Strafvollzug, für den ge-
schlossenen und den offenen
Vollzug auszustatten. Sozial-
therapie und durchgehende Be-
treuung im Sinne der Resoziali-
sierung von Gefangenen werden
konsequent ausgebaut und sol-
len ebenfalls in jeder JVA vorhan-
den sein. Ziel ist es damit, die Be-
handlungs- und Betreuungs-
qualität zu verbessern. Die justiz-
vollzugspolitische Sprecherin
der CDU-Fraktion Gisela
Konrath erklärte: „Nachdem
CDU und FDP in den letzten Jah-
ren sich bereits für einen siche-
ren Justizvollzug getan haben,
wollen wir nun mit einer zeitge-
mäßen Struktur die Grundlagen
für eine bessere soziale Integra-
tion und größere Wirtschaftlich-
keit schaffen.“
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Landtag beschließt Novelle
zum Kommunalverfassungs-
recht
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Die JVA in Sehnde.
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Die Mitglieder des Arbeitskreises
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
der CDU-Fraktion im Nieder-
sächsischen Landtag haben sich
gegen einen Ausbau der Ost-
hannoverschen Eisenbahn (OHE)
im Kreis Harburg ausgesprochen.

AK Wir tschaft fordert: Planung der Y-Trasse forcieren

Einen von der OHE befürworte-
ten Ausbau der Nebenstrecke
von Winsen über Salzhausen für
den Güterverkehr als Hinter-
land-Anbindung für den Ham-
burger Hafen lehnt die CDU-
Landtagsfraktion ab.

 
Bei einem Ortstermin erklärte
der wirtschaftspolitische Spre-
cher, Ernst-August Hoppenbrock:
„In Hannover ist derzeit nicht ein
Cent vorgesehen, um den Ausbau
der OHE zu unterstützen, und
daran wird sich auch in naher und
mittlerer Zukunft nichts ändern.

Unser Eindruck ist, dass an der
OHE-Strecke eigentlich gar nichts
möglich ist. Die Gleise gehen viel
zu dicht an den Wohnhäusern
vorbei.“ Auch für die Heidebahn
werde es kein zweites Gleis und
keine Elektrifizierung geben, so
Hoppenbrock bei dem Termin, der
gemeinsam mit dem Arbeitskreis
für Häfen und Schifffahrt statt-
fand. Die CDU wolle stattdessen
den Ausbau der Hauptbahn-
strecken forcieren, erklärten die
Abgeordneten. Nun müssten die
Planungen der Y-Trasse weiter
vorangetrieben werden.

Die haushalts- und finanz-
politischen Sprecher der
Unionsfraktionen in den Län-
dern haben sich auf ihrer Ta-
gung in Erfurt für klare Grenzen
der Neuverschuldung in Bund
und Ländern ausgesprochen. Sie
begrüßten ausdrücklich den ge-
funden Kompromiss der
Föderalismuskommission II zum
Neuverschuldungsverbot und
drängen auf eine schnelle Um-
setzung in Bundesrat und Bun-
destag.

Zugleich forderten sie, dass eine
Nullverschuldung den Normal-
fall einer soliden Haushalts-
politik darstellt. Die Länder soll-
ten ein Neuverschuldungs-
verbot in ihren Verfassungen
verankern. Die Haushalt-
politiker befürworteten zudem
eine weitere Entlastung der mit-
telständischen Betriebe. Insbe-
sondere sollten restriktive Ab-

schreibungsbedingungen gelo-
ckert, Ist-Besteuerungsgrenzen
angehoben und Verlustvortrags-
möglichkeiten verbessert sowie

steuerliche Erleichterungen für
haushaltsnahe und arbeitsin-
tensive Dienstleistungen er-
weitert werden.

Die finanzpolitischen Sprecher mit dem thüringischen Ministerpräsidenten
Dieter Althaus
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Besuch des Grenzdurchgangslagers Friedland

Vor Ort – im Grenzdurchgangslager
Friedland - hat sich der Arbeitskreis
Innen, Sport und Integration der
CDU-Fraktion im Niedersächsischen
Landtag über die Situation der
irakischen Flüchtlinge informiert.

Die ersten 122 irakischen Flüchtlin-
gen wurden Anfang März auf dem
Flughafen Langenhagen vom
Niedersächsischen Innenminister,
Uwe Schünemann, begrüßt und
nach Friedland gebracht.

Den besonders hilfebedürftigen
irakischen Flüchtlingen, die weder in
Syrien noch in Jordanien eine Bleibe-
rechtsperspektive haben, wird mit
dieser humanitären Hilfsaktion eine
friedliche und sichere Zukunft in
Deutschland ermöglicht.

In Friedland werden die Flüchtlinge
von den Mitarbeitern sowie von den
Wohlfahrtsverbänden (Deutscher
Caritasverband, Deutsches Rotes
Kreuz sowie Innere Mission) in vor-
bildlicher Weise betreut und bera-
ten. Die Mitglieder des Arbeits-
kreises konnten sich darüber infor-

mieren, welche Hygiene- und
Kosmetikartikel, Spielsachen und
Spenden die Neuankömmlinge er-
halten.

Die von den Wohlfahrtsverbänden
angebotenen Integrationskurse bil-
den einen unverzichtbaren Bestand-
teil für das Leben in Deutschland.
Von dem Angebot, in 300 Stunden
Kursus vor allem Grundkenntnisse
der deutschen Sprache zu erlangen,
haben alle Gebrauch gemacht.

Statt verängstigter, traumatisierter
Menschen, so wie insbesondere die
Fraktion der Grünen in den
Landtagsdebatten immer wieder
behaupteten, kommen solche, die
mutig und engagiert ihre Zukunft in
Deutschland gestalten wollen. Viel-
mehr hoben sie besonders in persön-
lichen Gesprächen die Freude und
Zufriedenheit über die Ankunft in
Deutschland hervor.

Der Arbeitskreis Innen ist  beeindruckt von den integrativen Leistungen des
Grenzdurchgangslagers Friedland.

„In einem Gespräch des Arbeits-
kreises Soziales berichteten die
Vertreter der Wohlfahrtsverbän-
de in Niedersachsen über ihre
Sorgen und Nöte sowie die aktu-
elle Kampagne „Kinder sind mehr
wert“. Hauptthema waren die
Rahmenbedingungen der Pflege
in Niedersachsen, insbesondere
die finanziellen Situation vor dem
Hintergrund der derzeitigen wirt-
schaftlichen Entwicklung der Ein-
richtungsträger in Nieder-
sachsen.

Gedankenaustausch mit
Wohlfahrtsverbänden

Der langjährige CDU-Landtagsab-
geordnete Joachim Wiesensee hat
das Verdienstkreuz am Bande er-
halten. Als ehemaliger Wegge-
fährte war es Finanzminister
Hartmut Möllring eine Freude,
diese Auszeichnung zu überbrin-
gen. Auch CDU-Fraktionsvize
Björn Thümler gehörte zu den
Gratulanten: „Joachim Wiesensee
hat eine sehr ausgleichende Art.
Ihm gelingt es immer wieder, un-
terschiedliche Meinungen und
Temperamente zusammenzubrin-
gen.“

Verdienstkreuz für
Joachim Wiesensee
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A k t u e l l e   Te r m i n e

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

Neben der Politik nutzt Dirk
Toepff er die wenige Freizeit für sei-
ne Familie und Gartenpflege.

Name:
Dirk Toepff er

Geburtsdatum:
06.06.1965
Familienstand:
verheiratet, 1 Kind
Beruf :
Rechtsanwalt
Ausschüsse:
Ausschuss für Rechts- und
Verfassungsfragen; Ausschuss für
Wissenschaft und Kultur

Wahlkreis:
24-Hannover-Döhren
Erststimmenergebnis:
42,1 Prozent
Kontakt:
Walderseestraße 21
30177 Hannover
Tel.: 0511/39787-0
Fax: 0511/39787-60
E-mail:
dirk.toepffer@lt.niedersachsen.de
www.dirk-toepffer.de

W

• Warum ich mich landespolitisch
engagiere?
Um erfolgreich Politik für Hannover
zu gestalten. Dazu muss die Landes-
hauptstadt stärker mit anderen  Be-
reichen Niedersachsens zusammen
arbeiten

• Welches politische Ziel möchte
ich innerhalb dieser Legislaturpe-
riode verwir klichen?
Innerhalb meiner Fraktion noch
mehr Verständnis für die Belange
einer Großstadt zu wecken und in
meiner Heimatstadt deutlich zu
machen, dass Niedersachsen größer
ist als die Region Hannover

• Tipp für Urlaubsreisen:
Schwierig, ich bleibe ja meistens zu
Hause. Aber niedersächsische Ziele
sind immer eine Reise wert – auch
andere Städte, beispielsweise
Braunschweig.

Impressionen von der CDU-Fraktionsklausurtagung vom
20. - 22. April 2009 auf der Nordseeinsel Norderney

• Mittwoch, 20. Mai 2009, 12.00 - 16.00 Uhr

Mitt agsgespräch „Energiegipfel“
der CDU-Fraktion
Ort: Restaurant Leineschloss

• Montag, 15. Juni 2009, 11.00 - 12.30 Uhr

öff entliche Fraktionssitzung mit  Referentin
Freya Klier, DDR-Bürgerrechtlerin, Autorin,
Regisseurin
Thema: „Der 17. Juni 1953 als Schlüsselereignis
für die friedliche  Revolution in Deutschland“
Ort:  Restaurant Leineschloss

• Dienstag,  16. bis Donnerstag, 18. Juni  2009,

ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag


